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Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Genossinnen und Genossen, 
 

das vergangene 
Jahr war ge-
prägt durch 
große Koalitio-
nen. Sie bieten 
eine Chance, 

gemeinsam 
Probleme zu 
lösen. Sie ver-
wischen aber 
auch das politi-
sche Profil der 
beteiligten Par-
teien. Aufgabe 
der Abgeordne-

ten in Bund und Land ist und bleibt es, auch in 
der Großen Koalition die Lebensbedingungen 
und Lebenschancen der von ihnen vertretenen 
Menschen so weit es geht zu verbessern. 
 
Derzeit diskutieren wir im Bundestag konkrete 
Wege aus der Zwickmühle, die eine Gesell-
schaft ohne ausreichenden Nachwuchs be-
drängt: Wenn wir in der glücklichen Lage sind, 
dass Rentner und Pensionäre länger leben als 
früher, wie schaffen wir es, dass sie auch ge-
nügend Geld zum Leben haben?  
 
Es gibt drei Möglichkeiten, dieses Problem zu 
lösen: Erstens, wir heben Beiträge und/oder 
Steuern an. Zweitens, wir vermindern die Ren-
tenzahlungen. Oder drittens, wir verkürzen die 
Rentenbezugsdauer, das heißt, wir lassen 
Menschen länger arbeiten. Die Rentenbeiträge 
werden erhöht auf 19,9 Prozent, die Steuern 
werden auch erneut erhöht (Mehrwertsteuer 
auf 19 Prozent) und die realen Renten sinken 
durch Zusatzbelastungen und Beiträge in ih-
rem Nettowert.  
 

 
 
 
Jetzt sollen die, die heute 59 Jahre alt sind, 
einen Monat länger auf die Rente warten müs-
sen. Diejenigen, die 58 Jahre alt sind, 2 Mona-
te länger – die 57jährigen drei Monate länger 
usw. … 
Diejenigen, die heute 44 Jahre alt und jünger 
sind, sollen nach dem vorliegenden Gesetz-
entwurf bis zum 67. Lebensjahr arbeiten müs-
sen, wenn sie keine Rentenkürzungen hin-
nehmen wollen. Das halte ich für zumutbar, 
wenn eine gute Chance besteht, dieses Ren-
tenalter einigermaßen gesund zu erreichen. 
Viele können das. Viele werden trotz des hi-
nausgeschobenen Rentenalters wegen der 
gestiegenen Lebenserwartung längere Renten-
bezugszeiten haben, als heute.  
 
Was aber geschieht mit jenen, die durch 
schwere körperliche Arbeit auf dem Bau, auf 
der Straße, in der Fabrik vorzeitig verschlissen 
sind, sodass sie mit 64 Jahren ihren Beruf 
nicht oder nur noch mit Schmerzen ausüben 
können? Wir können die Menschen nicht über 
einen Kamm scheren und müssen eine Lösung 
finden, bei der die Belastbarkeit älterer Arbeit-
nehmer besser berücksichtigt wird und gemin-
derte Erwerbsfähigkeit nicht bestraft wird. 
 
Schwer wird es außerdem sein, das Verspre-
chen einzulösen, für ältere Arbeitnehmer die 
nötigen Arbeitsplätze zu schaffen – haben wir 
doch nicht mal für junge Menschen genügend 
Arbeits- und Ausbildungsplätze. Der Druck 
tragfähige und gerechte politische Kompromis-
se zu finden ist groß. Als SPD-Abgeordneter 
werde ich mich für diejenigen einsetzen, die 
sich auf unsere Hilfe verlassen müssen. 
 
Ein anderes heikles Thema der Großen Koaliti-
on ist die geplante Gesundheitsreform. Es 
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handelt sich dabei um einen Frontalangriff auf 
unser Solidarsystem. Wer etwas für bedürftige 
Kranke tun will, wird im verschärften Kassen-
wettbewerb in Zukunft von Insolvenz bedroht 
werden. Die Versicherung, die niedrige Beiträ-
ge hat, weil sie nichts für Kranke tun musste, 
ist dann die verbleibende Alternative – so kann 
man auch Leistungen abbauen, ohne sich poli-
tisch die Finger zu verbrennen: Es sind dann ja 
die Krankenkassen, die beschimpft werden… 
Ich mache diesen verlogenen Versuch einer 
Deregulierung unseres Solidarsystems nicht 
mit. Das ist hinterhältige Politik auf dem Rü-
cken chronisch Kranker. Ich fordere alle 
schleswig-holsteinischen Bundestagsabgeord-
nete auf, ebenfalls zu dieser Reform „Nein“ zu 
sagen!  
 
Ohne dass meine Fraktion hierzu einen Be-
schluss gefasst hat, wird von der Regierung 
großer Druck auf eine baldige Umsetzung im 
deutschen Bundestag ausgeübt. Noch im Ja-
nuar 2007 soll das über 500 Seiten umfassen-
de, bewusst unübersichtlich gestaltete Mach-
werk beschlossen werden. Ich hoffe, dass viele 
meiner Kolleginnen und Kollegen über Weih-
nachten in sich gehen und sie diesem Gesetz 
ihre Zustimmung verweigern.  
 
Meine Gedanken sind auch bei den Menschen, 
die zur Zeit gequält, verjagt und getötet wer-
den: Ein grausamer langsamer Völkermord 
findet in Dafur im nördlichen Sudan statt – und 
die Völkergemeinschaft schaut wieder einmal 
zu. Mit vielen Kollegen versuche ich, die Afri-
kaner zu unterstützen, die hier helfen wollen 
und die, die dieses Morden zulassen unter 
Druck zu setzen. Mit der Entwicklungsministe-
rin Heide Wieczorek-Zeul will ich eine schnelle 
Lösung finden und eine europäische Unterstüt-
zung sichern.  
 
Auch wenn bei uns im Norden über Weihnach-
ten nicht alle Menschen glücklich sein werden 
und viele persönliche oder finanzielle Sorgen 
haben, glaube ich, dass Hilfsbereitschaft und 
Solidarität in unserem Lande vorhanden ist. 
Alle die politische Verantwortung spüren, soll-
ten versuchen, diese zu pflegen, zu fördern 
und für sie zu danken, wo sie uns begegnet. 
 
Eine glückliche, ruhige Weihnachtszeit wünscht  
 
Ihr Dr. Wolfgang Wodarg 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Den Nichtraucherschutz bundes-
weit einführen! 

 
Im Jahre 2004 ratifizierte die Bundesregierung 
das WHO-Rahmenabkommen zur Tabakkon-
trolle, um durch die Einführung von Mindest-
standards den Gesundheitsschutz der Bevölke-
rung zu verbessern. Der Bundestag verab-
schiedete deshalb am 9. November 2006 das 
Tabakgesetz: Künftig ist das kostenlose Vertei-
len von Tabakerzeugnissen verboten. Für sie 
darf auch nicht mehr in den Printmedien, im 
Hörfunk und im Internet geworben werden. 
Das Sponsern von grenzüberschreitenden Ver-
anstaltungen wie Fernsehübertragungen oder 
Formel 1-Rennen ist der Tabakindustrie eben-
falls nicht mehr gestattet. Der Schutz vor Pas-
sivrauchen am Arbeitsplatz gehört auch mit zu 
diesem Maßnahmenpaket. 
 
Für mich als Internisten und Lungenarzt hat 
der Schutz vor Tabakrauch höchste Priorität, 
denn die Erkenntnis, dass auch durch das Pas-
sivrauchen Erkrankungen ausgelöst werden, 
wie z.B. Lungenkrebs, Herz-Kreislauf-
erkrankungen und weitere, zum Teil chronisch 
verlaufende Krankheiten, ist unstrittig. Eine 
Vielzahl von toxikologischer und klinischer 
Studien weisen dies nach. Deshalb muss es 
unser erklärtes Ziel sein, den Tabakkonsum 
weiterhin zu senken: so ließen sich über die 
Hälfte aller Krebserkrankungen vermeiden! 
 
Auch wenn Tabak keine Droge ist: Rauchen ist 
der größte gesundheitsschädliche Faktor unse-
rer Zeit. Das Einschränken der Tabakwerbung 
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eignet sich, um das professionelle Verführen 
von Jugendlichen zur Sucht einzudämmen. 
Zusätzlich brauchen wir jedoch eine gesetzli-
che Regelung zum Schutz der Nichtraucher vor 
dem Passivrauchen. Ich halte deshalb an der 
Einführung des bundesweiten Nichtraucher-
schutzes fest! Das Rauchverbot in öffentlichen 
Gebäuden, Krankenhäusern und Schulen ist 
flächendeckend notwendig – und lässt sich für 
Gaststätten über den Arbeitsschutz bundesein-
heitlich regeln. Durch ein klares „Nein“ wird ein 
bürokratischer Mehraufwand, der mit den Kon-
trollen von Ausnahmeregelungen verbunden 
wäre, weitgehend vermieden! 
 
Insbesondere die Angestellten in der Gastro-
nomie sind ständig den Giftstoffen des Tabak-
rauchs ausgesetzt, weil die Bestandteile des 
Passivrauchs lange in der Luft verweilen und 
sich an der Decke, den Wänden und an Ge-
genständen ablagern und von dort aus wieder 
in die Raumluft gelangen. Das Einrichten von 
so genannten „Raucher- und Nichtraucherzo-
nen“ ist sinnlos, denn auch in den angeblichen 
„Nichtraucherzonen“ finden sich trotz Luftfilter 
alarmierend viele krebserregende und toxische 
Stoffe, die durch das Rauchen verursacht wur-
den.  
 
Die von den Hotels und Gaststätten eingeführ-
ten Luftfilteranlagen schaffen keine wirkliche 
Abhilfe: So stellte die American Society of Hea-
ting, Refrigerating and Air Conditioning fest, 
dass auch „Luftfiltertechniken die Gesundheits-
risiken des Passivrauchens nicht beseitigen 
können“. Deshalb appelliere ich an die Ver-
nunft: Ein Rauchverbot außerhalb der privaten 
Räume macht Sinn! Jede Verharmlosung des 
Tabakqualms ist unzulässig. Zigarettenrauch 
gehört als toxischer Luftschadstoff in die glei-
che Giftkategorie wie Arsen oder Benzol – und 
hat somit weder am Arbeitsplatz noch an Or-
ten, die von Menschen stark frequentiert wer-
den etwas zu suchen! 
 
Auch das Argument der Zigarettenindustrie, 
die Gaststätten sollten doch selbst entschei-
den, ob sie zukünftig „rauchfrei“ sein wollen 
oder nicht, ist nichts als ein argumentativer 
Trick: kaum eine Kneipe würde ein Rauchver-
bot aussprechen – aus Furcht vor Umsatzein-
bußen. Nur ein generelles Rauchverbot garan-
tiert somit eine Chancengleichheit im Wettbe-
werb um den Kunden. 
 
Die Befürchtungen vieler Kneipen, ohne ihre 
rauchenden Gäste „dicht machen“ zu müssen, 
sind unhaltbar: So zeigen Studien aus Irland, 

Italien und den USA, dass der Umsatz nicht 
sank. Im Gegenteil: Einige Gaststätten- und 
Restaurantbesitzer berichten, dass nach dem 
Rauchverbot mehr los ist als vorher, dass die 
Renovierungs- und Reinigungskosten sinken – 
und dass zudem auch mehr verzehrt wird. Ein 
positives Beispiel bietet in Flensburg das Re-
staurant „Fischperle“: Dort genießen Kunden 
ihre Speisen und Getränke in einer angeneh-
men Atmosphäre – ohne Rauch und Tabakge-
stank. 
 
Gerade Familien mit Kindern wissen rauchfreie 
Gaststätten zu schätzen. Sie liegen damit im 
Trend der deutschen Bevölkerung! Zwei Drittel 
der Deutschen wünschen sich die rauchfreie 
Gaststätte, so dass Deutsche Krebsforschungs-
zentrum Heidelberg. Tendenz: steigend.  
 
Auf der homepage www.wodarg.de finden Sie 
unter der Rubrik „Gesundheit“ weitere Infor-
mationen zum Thema Rauchen/Passivrauchen, 
z.B. den Gruppenantrag zum effektiven Schutz 
vor Passivrauchen und Informationen zum 
WHO-Rahmenabkommmen. 
 
 

 
 
 

 
 

Die Palliativversorgung  
verbessern! 

 
Mit dem geplanten „Gesetz zur Stärkung des 
Wettbewerbs“ wird ein individueller Anspruch 
auf spezialisierte ambulante Palliativversor-
gung gesetzlich zugestanden. Die Versorgung 
Schwerstkranker soll vor allem in der letzten 
Lebensphase zu Hause und in stationären 
Pflegeeinrichtungen verbessert werden. 
Schwerpunkt des palliativen Ansatzes ist es, 
Patienten und ihre Familien, die mit einer le-
bensbedrohlichen Krankheit konfrontiert sind, 
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medizinisch und pflegerisch zu unterstützen. 
Bekanntestes Beispiel hierfür ist die Hospizbe-
wegung, die häufig jedoch nur mit dem letzten 
Lebensabschnitt assoziiert wird. Gute Medizin 
und Pflege zeigt sich vor allem dann, wenn 
nicht kurativ – also heilend und ursachenbehe-
bend – eingegriffen werden kann, sondern 
vorwiegend Linderung und Teilhabe trotz Han-
dicap und Krankheit im Vordergrund stehen. 
 
Zukünftig sollen speziell weitergebildete Teams 
(„Palliative Care-Teams“) aus mehreren Diszip-
linen rund um die Uhr erreichbar sein und 
Angehörige, Pflegepersonal und Hausärzte 
unterstützen. Die großen regionalen Unter-
schiede in den Versorgungsstrukturen sollen 
ausgeglichen und eine patientennahe Versor-
gung in dieser wichtigen Lebenssituation er-
möglicht werden. 
 
Die Angst der Menschen vor Übertherapie, 
Verlängerung der Sterbephase und unzurei-
chender Schmerzversorgung müssen wir ernst 
nehmen. Wir müssen helfen, die Situation 
Schwerstkranker und Sterbender zu erleich-
tern, die Lebensqualität bis zum Schluss zu 
maximieren und somit auch ein menschenwür-
diges Sterben zu ermöglichen. 
 
In meiner Funktion als Berichterstatter der 
Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates werde ich mich im kommenden Jahr mit 
der Ausarbeitung eines Berichtes zur Situation 
der Palliativversorgung in Europa befassen. 
Ziel ist es, durch national vergleichende Stu-
dien die Strukturen für eine bedarfsgerechte 
medizinische und pflegerische Versorgung in 
ganz Europa zu verbessern. Die Mitgliedstaa-
ten des Europarates werden anhand von Emp-
fehlungen angehalten, die entsprechenden 
Standards in ihrem Gesundheitssystem zu 
implementieren. Der Bericht ist die Fortschrei-
bung der im Jahre 1999 verabschiedeten Emp-
fehlung der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarats, in der gefordert wird, die 
Würde der Sterbenden zu wahren. 
 

 
 
Eine Förderung, die gut ist für die 

Umwelt und die sich rechnet! 
 
Ab dem ersten Januar 2007 werden die För-
dermöglichkeiten für die energetische Gebäu-
desanierung im Rahmen des CO2-
Gebäudesanierungsprogramms ausgeweitet: 
Neben den zinsgünstigen Krediten werden 

zusätzlich Zuschüsse bis zu 17,5 Prozent der 
förderfähigen Investitionskosten durch die KfW 
Förderbank vergeben. Ziel des Gebäudesanie-
rungsprogramms ist es, den Umbau mittels 
zinsgünstiger Kredite zu beschleunigen und 
dadurch die CO2-Emmissionen zu verringern. 
 
Schon jetzt ist erkennbar: Das Programm ist 
eine Erfolgsstory! Die bereits geltenden För-
dermöglichkeiten werden von Eigentümern, 
Wohnungsunternehmen und Investoren in 
hohem Maße genutzt: Bis Ende August hatte 
die KfW Förderbank im Rahmen ihrer gemein-
sam mit dem Bundesbauministerium gestarte-
ten Förderinitiative „Wohnen, Umwelt, Wachs-
tum“ Darlehen über mehr als 7,5 Milliarden 
Euro zugesagt. Aufgrund des enormen Erfolgs 
wurde das Programm im September noch ein-
mal um 350 Millionen Euro aufgestockt. 
 
Auch die Kommunen können nun eine Förde-
rung beantragen: Für sie bietet die KfW-
Förderbank zinsgünstige Kredite über die ge-
samten Investitionskosten der energetischen 
Sanierung von öffentlichen Gebäuden wie 
Schulen, Turnhallen, Kindertagesstätten und 
Vereinsräumen an. 
 
Details zu den Förderbedingungen finden Sie 
auf der Homepage der KfW-Förderbank 
www.kfw-foerderbank.de. Die Berater/-innen 
des Infocenters der KfW Förderbank sind unter 
der Servicenummer 01801/335577 zum Ortsta-
rif erreichbar. 
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Gleich zwei Mehrgenerationen-
häuser im Wahlkreis finanziell  

gefördert! 
 
Die Bundesregierung beabsichtigt bis Ende 
2010 in jedem Landkreis und jeder kreisfreien 
Stadt jeweils ein Mehrgenerationenhaus zu 
fördern. Dafür stellt der Bund in den kommen-
den fünf Jahren 88 Millionen Euro zur Verfü-
gung. In meinem Wahlkreis gehören gleich 
zwei Einrichtungen zu den ersten 50 geförder-
ten Mehrgenerationenhäusern: der Kindergar-
ten Süderlücke der Arbeitsgemeinschaft Deut-
sches Schleswig (ADS) in Flensburg sowie das 
Nachbarschafts- und Kommunikationszentrum 
„Auf der Freiheit“ in Schleswig.  
 
Mehrgenerationenhäuser sind Häuser oder 
Zentren, die als gemeinwesenorientierte An-
laufstellen für Jung und Alt fördernde Angebo-
te unter einem Dach bereitstellen. Dabei geht 
es nicht um gemeinsame Wohnstätten – viel-
mehr sind es offene Treffpunkte, in denen 
Generationen ihre Dienste zur gegenseitigen 
Unterstützung unter die Menschen bringen 
können. Hierbei werden sie durch erfahrenes 
Personal unterstützt. Somit kann die Begeg-
nung zwischen Alt und Jung, die Übernahme 
von Hilfen wie z.B. Einkäufen, Kinderbetreuung 
und Hausaufgabenhilfe unbürokratisch organi-
siert werden und das Verständnis zwischen 
den Generationen sowie das Interesse anein-
ander gefördert werden. 
 
Mehrgenerationenhäuser sind geprägt vom 
freiwilligen Engagement und der Hilfe zur 
Selbsthilfe. Dazu gehört auch ein Netzwerk 
durch welches Informationen in professioneller 
Form angeboten werden. Träger der Mehrge-
nerationenhäuser sind Kommunen, Wohl-
fahrtsverbände, Initiativen oder Träger der 
Jugend- und Altenhilfe. Sie sind somit nicht 
nur eine zukunftsweisende Antwort auf die 
demographischen Veränderungen, sondern 
auch eine positive Maßnahme, um den gesell-
schaftlichen „Kitt“ und das Wohlbefinden vor 
Ort zu fördern. 
 
Weitere Informationen über die ersten Häuser, 
das Programm,  Förder- und Bewerbungsmo-
dalitäten finden Sie auf der homepage 
http://www.bmfsfj.de/Politikbereiche/Familie/
mehrgenerationenhaeuser.html  
und bei der  Serviceagentur des Aktionspro-
gramms Mehrgenerationenhäuser unter 
Antrag@Mehrgenerationenhaeuser.de  

oder telefonisch unter 0180 - 3 44 44 55 wen-
den (mo. bis fr.  von 10.00 bis 17.00 Uhr und 
di. von 10.00 bis 20.00 Uhr). 
 
 

 
 
Beimischung von Biokraftstoffen 

zu Benzin und Diesel 
 
In 2./3. Lesung wurde am 26.Oktober 2006 im 
Bundestag die Einführung einer Quote für die 
Beimischung von Biokraftstoffen zu Benzin und 
Diesel ab 2007 beschlossen. Ziel des Gesetz-
entwurfes ist es, den Ausbau der Biokraftstoffe 
zu fördern. Die Mineralölwirtschaft muss somit 
ab dem 1. Januar 2007 einen steigenden Min-
destanteil von Biokraftstoffen dem Otto- oder 
Dieselkraftstoff beimischen oder als Reinstoff 
verkaufen.  
 
Den Biokraftstoffen steht eine große Zukunft 
bevor: Insbesondere für die Landwirtschaft im 
Kreis Schleswig-Flensburg bietet sich hier ein 
Wachstumsmarkt, denn bisher werden mehr 
als 40% des Biodieselmarktes von Importpro-
dukten beherrscht. Die inländischen Kapazitä-
ten haben sich zwar in den letzten 10 Jahren 
verzehnfacht, aber die EU sieht eine Steige-
rung des Biokraftstoff-Anteils am gesamten 
Kraftstoffverbrauch in Höhe von 5,75 % im 
Jahre 2010 vor.   
 

Der Primärkraftstoffverbrauch in Deutschland 
setzte sich im Jahr 2005 zu ca. 51 Prozent aus 
Diesel- und zu 45 Prozent aus Ottokraftstoff 
zusammen. Der Anteil biogener Kraftstoffe hat 
sich von 1,4 Prozent inzwischen auf 3,6 Pro-
zent erhöht; er wird zum Grossteil durch Bio-
diesel (zu 83,3%) abgedeckt.  

 
Biotreibstoffe können einen erheblichen Bei-
trag dazu leisten, die vorgegebenen Ziele der 
CO2-Einsparung zu erreichen, denn sie haben 
eine deutlich bessere CO2-Bilanz als herkömm-
liche Kraftstoffe. Neueste Verfahren wie die 
chemische Zersetzung von Biomasse durch 
extreme Hitze zu Synthesegas und flüssigen 
Brenn- und Kraftstoffen („Pyrolyse“ genannt) 
werden durch die Fachhochschule Flensburg 
erforscht und mit Firmen zusammen weiter-
entwickelt.  
 
Besonders förderungswürdig sind regional 
verwurzelte Hersteller, wie die Schleswiger 
Kartoffelverwertungsgesellschaft (KFG), die 
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Biomasse fast jeder Form in Öl, Diesel, Äthanol 
oder Biogas umwandeln und für den Verbrauch 
erschließen kann. Wir müssen darauf achten, 
dass solche nachhaltig wirtschaftenden Unter-
nehmen nicht durch das „Monopoly“ der gro-
ßen Mineralöl- und Energiekonzerne verdrängt 
werden! 
 

 
 

Massenmails, gefälschte Unter-
schriften und weitere Faxen 

 
Die Augen rieben sich die Mitarbeiter der Ab-
geordnetenbüros in den letzten Wochen we-
gen der Flut von Briefen, die ihre Postkästen 
erreichte: Zwar ist es üblich, dass Bürger Ihre 
Anliegen Ihrem Abgeordneten mitteilen, je-
doch geschieht dies inzwischen meist per mail 
und individuell.  
 
Stattdessen wurden die Büros der Abgeordne-
ten jetzt mit mehr oder minder standardisier-
ten Briefen überhäuft, auf die sie schnellst 
möglich antworten sollen.  Der Spiegel berich-
tete in seiner Ausgabe vom 30.10.2006 über 
eine fragwürdige Kampagne der privaten 
Krankenkassen (PKV): Mitarbeiter wurden 
unter Druck gesetzt möglichst viele Briefe ihrer 
Kunden an Abgeordnete zu initiieren. Die PKV-
Mitarbeiter legten aber auch selbst Hand an: 
Briefe wurden geschrieben, Unterschriften 
gefälscht und Kunden erfunden.  
 
Besonders merkwürdig kam dies einem Abge-
ordneten vor, der von einem Freund ange-
schrieben und plötzlich gesiezt wurde. Merk-
würdig deshalb, weil die Nachfrage bei seinem 
Freund ergab, dass der Brief nicht von diesem 
geschrieben worden war. Angesichts der mas-
siven Unterstützung und der „schützenden 
Hand“, die die privaten Krankenkassen durch 
die CDU/CSU und FDP-Fraktion genießen, ist 
es schon seltsam, dass diese Krankenkassen 
zusätzlich auf derart unmoralische Methoden 
zurückgreifen. 
 
Briefe von Betroffenen aus dem Wahlkreis sind 
willkommen und ich unterstütze meine Bürger 
bei Ihren Anliegen gerne. Aber Protestschrei-
ben, die als Massenmails in mein Büro ge-
schickt werden und die falsche Tatsachen vor-
täuschen, beeinträchtigen einen vertrauensvol-
len Umgang miteinander und die politische 
Kultur. 
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